
Ein  Etappensieg  mit
Nachgeschmack:  Laberweinting
darf sich nicht mit „Papier-
Wahrheiten“ abspeisen lassen

In  der  jüngsten  Gemeinderatssitzung  ist  endlich  etwas
passiert,  das  viele  Bürger  seit  Monaten  einfordern:  Der
Gemeinderat hat das gemeindliche Einvernehmen für den Windpark
der Firma Primus vorerst verweigert. Einstimmig – sogar mit
dem Bürgermeister. Das ist ein starkes Signal. Und ja: In
Franken‑Neuhofen war die Erleichterung spürbar.

Aber wer jetzt schon feiert, feiert zu früh.

Denn die eigentliche Entscheidung ist nicht vertagt – sie ist
nur verschoben. Und die entscheidende Frage lautet weiterhin:
Auf welche Fakten stützt sich Laberweinting – und wer liefert
diese „Fakten“? Wenn am Ende Gutachten, Visualisierungen und
Bewertungen ausgerechnet von denen kommen, die an den Anlagen
verdienen, dann ist das kein „geordneter Prozess“, sondern ein
Risiko für die Gemeinde – politisch, rechtlich und vor allem
menschlich.
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Einigkeit im Rat – und trotzdem: Jetzt beginnt die
kritische Phase

Dass der gesamte Gemeinderat die Notbremse gezogen hat, ist
selten  und  bemerkenswert.  Man  will  das  Gutachten  zur
„Umzingelung“/„Umrahmung“ Franken‑Neuhofens abwarten. Das ist
vernünftig. Es zeigt: Der Druck aus der Bürgerschaft wirkt.
Und  es  zeigt  auch:  Akzeptanz  entsteht  nicht,  indem  man
Menschen mit fertigen Plänen konfrontiert und ihnen danach
erklärt, warum sie das bitte gut finden sollen.

Windräder  sind  keine  Heckenpflanzen.  Das  sind
Industrieanlagen. Wer sie in unmittelbare Nähe zu Ortschaften
setzt,  entscheidet  nicht  nur  über  „Energie“,  sondern  über
Sichtachsen, Landschaftsbild, Alltag, Schlaf, Immobilienwerte,
Lebensgefühl – kurz: über Heimat.

Und Heimat lässt sich nicht „kompensieren“.

Das Problem mit der bestellten Wahrheit

Der faule Kern bleibt: Das Gutachten, das nun klären soll, ob
Franken‑Neuhofen optisch und räumlich erdrückt wird, wurde von
der Firma Hermann beauftragt – also von einem Akteur aus dem
Projektumfeld. Das muss man nicht „unterstellen“, um skeptisch
zu sein. Das ist schlicht ein klassischer Interessenkonflikt
in der Wahrnehmung:

Wer bezahlt, bestimmt zwar nicht automatisch das Ergebnis –
aber er bestimmt Rahmen, Fragestellung, Methodik und Auswahl.
Und genau dort wird Realität oft nicht gefälscht, sondern
zurechtgebogen.

Wir sagen deshalb klar:

Ein  Gutachten  ist  kein  Orakel.  Es  ist  ein  Werkzeug.  Und
Werkzeuge können so eingesetzt werden, dass sie schneiden –



oder kaschieren.

Gerade beim Thema „Umzingelung“ ist das entscheidend. Denn
„Umzingelung“  ist  nicht  nur  eine  Zahl  und  nicht  nur  ein
Winkel. Sie ist:

– die tägliche Blickbeziehung aus dem Ort heraus,
– die Dominanz am Horizont,
– das Gefühl, von Anlagen „umzingelt“ zu sein, egal wohin man
sich dreht,
– die Frage, ob man noch Landschaft hat – oder eine Kulisse
aus Rotoren.

Wer  glaubt,  man  könne  dieses  Erleben  mit  ein  paar
Rechenparametern  wegdefinieren,  hat  entweder  noch  nie  dort
gestanden – oder will nicht hinhören.

Wort halten oder Verantwortung übernehmen?

Wir wissen: Unser Bürgermeister legt Wert auf Zusagen und
Verlässlichkeit. Das ist grundsätzlich ehrenwert. Aber in der
Politik  gibt  es  eine  Grenze  zwischen  Verlässlichkeit  und
Starrsinn. „Ich habe dem Bauträger mein Wort gegeben“ darf
niemals  zur  Ausrede  werden,  wenn  neue  Informationen,  neue
Betroffenheiten oder neue Dimensionen sichtbar werden. Denn
ein Bürgermeister hat vor allem gegenüber den Menschen, die
hier  wohnen.  Gegenüber  Familien,  älteren  Bürgern,
Grundstückseigentümern, Vereinen – gegenüber denen, die diese
Gemeinde  tragen,  finanzieren  und  gestalten  eine  große
Verantwortung. Die Bewohner haben ihn als Vertreter gewählt
und diesem Amt muss er nachkommen. Seit den ersten Zusagen hat
sich  die  Debatte  verschoben.  Betroffenheit  ist  konkreter
geworden. Fragen sind konkreter geworden. Und die Unsicherheit
ist größer geworden.

Ein guter Politiker erkennt:



Größe zeigt sich nicht darin, niemals zu korrigieren. Größe
zeigt sich darin, rechtzeitig zu korrigieren.

Energiewende ja – Freifahrtschein nein

Wir sagen es deutlich, damit es nicht wieder verdreht wird:

Wir sind nicht „gegen Fortschritt“. Wir sind gegen einen Stil
der Planung, der die Lebensrealität vor Ort kleinredet und
Widerstand als Störung behandelt. Die Energiewende ist ein
Ziel.  Aber  sie  ist  kein  Blankoscheck  dafür,  Ortschaften
optisch zu dominieren, und Sorgen abzutun, und Entscheidungen
auf Gutachten zu stützen, deren Unabhängigkeit schon im Ansatz
angreifbar wirkt.

Wer echte Akzeptanz will, muss sich Kritik stellen – nicht
aussitzen.

Unser Forderung an den Gemeinderat Laberweinting:
Unabhängigkeit statt Gefälligkeit

1) Kritische Distanz – nicht nur formale Prüfung

Lesen Sie das Gutachten nicht wie eine Pflichtübung, sondern
wie eine Risikoanalyse. Fragen Sie:

– Welche Annahmen wurden gewählt – und welche Alternativen
wurden weggelassen?
– Welche Sichtpunkte wurden definiert – und warum genau diese?
– Gibt es Visualisierungen, die den realen Eindruck für Bürger
nachvollziehbar  zeigen  (bei  unterschiedlichen  Wetterlagen,
Jahreszeiten, Blickrichtungen)?
– Wie werden kumulative Effekte bewertet (mehrere Anlagen,
mehrere Betreiber, Gesamtsituation statt Einzelfall)?
– Wie wird der Werteverlust von Immobilien im Einwirkbereich
geprüft  und  belegt  (Vergleichsfälle,  Marktanalysen,



Distanzzonen, Transparenz der Datengrundlage) – und wer trägt
das Risiko bzw. welche Ausgleichs-/Entschädigungsmechanismen
sind vorgesehen?

Und  vor  allem:  Wenn  Zweifel  bleiben,  beauftragen  Sie
zusätzlich  eine  wirklich  unabhängige  Begutachtung.  Eine
Zweitmeinung ist in der Medizin Standard – warum nicht, wenn
es um den Lebensraum einer ganzen Ortschaft geht?

2) Bürgerwohl vor Rendite

Die Maßstäbe müssen klar sein:

Wenn die Bewertung am Ende lautet „wirtschaftlich sinnvoll“,
aber die Bewohner zahlen mit Lebensqualität – dann ist das
kein  Gewinn,  sondern  eine  Verlagerung  von  Kosten  auf  die
Schwächeren. Die Interessen der Anwohner in Franken‑Neuhofen
müssen  mehr  Gewicht  haben  als  die  Renditeerwartung  von
Investoren.

3) Mut zur Neubewertung – auch wenn es unbequem ist

Wenn sich zeigt, dass Franken‑Neuhofen real „umzingelt“ wird,
dann darf es nicht heißen: „Schade, aber jetzt ist es halt
so.“ Dann muss es heißen:

– Standorte prüfen,
– Abstände neu bewerten,
– Gesamtplanung anpassen,
– notfalls auch: ein klares Nein.

Politik ist nicht dazu da, Projekte „durchzuziehen“. Politik
ist dazu da, Schaden abzuwenden.

Wir  bleiben  dran  –  und  wir  werden  genauer
hinschauen

Dieser Aufschub ist ein Etappensieg. Mehr nicht. Die nächsten



Wochen sind entscheidend: Nicht die Lautstärke, sondern die
Sorgfalt entscheidet jetzt darüber, ob Laberweinting später
erklären muss, warum man Warnsignale ignoriert hat.

Wir als Bürgerinitiative werden den Prozess weiterhin intensiv
begleiten  –  mit  offenen  Augen,  klaren  Fragen  und  der
Erwartung,  dass  die  Gemeinde  endlich  nicht  nur  verwaltet,
sondern schützt.

Bleiben Sie wachsam.

Wir sind es auch.


